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Vorwort

Die vorliegende Dissertation entstand aus meinem großen Interesse an der 
Funktionsweise und den rechtlichen Grundlagen des deutschen Justizsystems, 
insbesondere der besonderen Anwaltschaft beim Bundesgerichtshof. Ihre his-
torische Entwicklung und die verfassungsrechtlichen Fragestellungen, die sie 
aufwirft, haben mich besonders fasziniert. Als zentrales Element der deut-
schen Rechtspflege, das sowohl für institutionelle Strukturen als auch für 
Kontroversen steht, bietet die BGH-Anwaltschaft ein hochinteressantes und 
gesellschaftlich relevantes Forschungsfeld. Angesichts der wiederkehrenden 
Diskussionen über die Verfassungskonformität dieser Institution und die 
jüngsten Reformvorschläge erschien es mir unerlässlich, diese Thematik aus 
einer verfassungsrechtlichen Perspektive umfassend zu beleuchten.

Diese Dissertation ist das Resultat jahrelanger intensiver Auseinanderset-
zung mit einem Thema, das nicht nur theoretische Relevanz besitzt, sondern 
auch praktische Auswirkungen auf die Rechtspflege und das Vertrauen in die 
Justiz hat. Der Entstehungsprozess war geprägt von tiefgehenden Recherchen, 
detaillierten rechtlichen Prüfungen und einer kritischen Auseinandersetzung 
mit historischen sowie aktuellen Entwicklungen. Dabei war es herausfor-
dernd, ein so komplexes Thema umfassend und ausgewogen zu behandeln, 
insbesondere vor dem Hintergrund der vielschichtigen rechtlichen und politi-
schen Debatten, die die Institution der BGH-Anwaltschaft begleiten.

Mein aufrichtiger Dank gilt zunächst meinen Eltern und meiner Frau, die 
mir durch ihre unermüdliche Unterstützung, ihr Verständnis und ihre Ermuti-
gung in den anspruchsvollen Phasen dieses Projekts stets zur Seite standen. 
Ohne ihre Rückendeckung wäre diese Arbeit nicht möglich gewesen. 

Ein besonderer Dank gebührt meinen beiden Betreuern, Prof. Dr. Ignacio 
Czeguhn und Prof. Dr. Erik Olaf Kraatz, die mich mit ihrer Expertise, ihren 
wertvollen Anregungen und ihrer geduldigen Unterstützung durch die Heraus-
forderungen dieses Projekts geführt haben. Ihre konstruktive Kritik und wis-
senschaftliche Leidenschaft haben entscheidend dazu beigetragen, diese Ar-
beit zu formen und zu bereichern.

Ein weiterer Dank gilt Herrn Rechtsanwalt Dirmeier, der durch seinen 
wertvollen Austausch und seine Anregungen die Perspektiven dieser Disserta-
tion erweitert hat. 
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Schließlich möchte ich der Ernst Reuter Gesellschaft e. V. sowie der Hoch-
schule für Wirtschaft und Recht Berlin für ihre finanzielle Unterstützung 
danken, die maßgeblich zur Veröffentlichung dieser Dissertation beigetragen 
hat.

Allen Genannten gebührt meine größte Anerkennung und mein aufrichtiger 
Dank.

Berlin, im Dezember 2024	 Tino Wäscher
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Erster Teil

Einleitung und Problemdarstellung

In Deutschland sind aktuell insgesamt ca. 165.600 Rechtsanwälte zugelas-
sen.1 Von diesen sind 37  Rechtsanwälte zugelassene Rechtsanwälte beim 
BGH,2 die „BGH-Anwaltschaft“. Dies ist demnach ein verschwindend gerin-
ger Bruchteil. Die BGH-Anwaltschaft besitzt gem. § 78 Abs. 1 S. 3 ZPO 
i. V. m. §§ 162 ff. BRAO eine besondere Postulationsfähigkeit, nach der allein 
die BGH-Anwaltschaft gem. § 78 Abs. 1 S. 3 ZPO in zivilrechtlichen Revi
sionsverfahren vor dem BGH postulationsfähig ist. Ausschließlich ebendiese 
Anwaltschaft kann in zivilrechtlichen Revisionsverfahren vor dem BGH von 
Rechtsuchenden mandatiert werden. Die BGH-Anwaltschaft, die auch als 
„Elite“3 ihres Standes bezeichnet wird und – abweichend von der Instanzan-
waltschaft  – eine rote Robe4 als Amtstracht trägt, „die erlesene juristische 
Gesellschaft dort bleibt unter sich“.5 Die Berechtigung der BGH-Anwalt-
schaft, vor Gerichten aufzutreten, ist gem. § 172 Abs. 1 BRAO gleichzeitig 
im Wesentlichen auf ein Auftreten vor den obersten deutschen Gerichten be-
schränkt. So darf die BGH-Anwaltschaft vor dem BGH, den obersten Bundes-
gerichten, dem Gemeinsamen Senat der obersten Gerichtshöfe, dem Bundes-
verfassungsgericht sowie internationalen Gerichten gem. § 172 Abs. 1 BRAO 
auftreten. Neben dieser speziellen BGH-Anwaltschaft existiert die allgemeine 
Anwaltschaft, die in zivilrechtlichen Verfahren vor den AG, LG sowie den 
OLG postulationsfähig ist (hier im Weiteren: Instanzanwalt)6. Einzig in zivil-
rechtlichen Revisionsverfahren vor dem BGH besitzt diese Anwaltschaft im 
Zivilrecht keine Postulationsfähigkeit. Die Instanzanwaltschaft ist jedoch  – 
außerhalb der regulären Zivilverfahren – vor dem BFH, BSG, BAG, BVerwG 
und sogar vor dem BVerfG sowie dem BGH in Strafsachen und Berufsrechts-
sachen postulationsfähig. Die allgemeine Anwaltschaft ist demnach befähigt, 
vor allen anderen obersten Gerichten sowie dem BVerfG und sogar dem BGH 

1  Siehe Statista, Anzahl der zugelassenen Rechtsanwälte.
2  RAK der BGH-Anwaltschaft: Verzeichnis.
3  So bspw. Kerscher, FG 50 Jahre BGH, S. 153 ff.; Krämer, S. 237, Ostler, S. 83.
4  Siehe Gross, FG 50 Jahre BGH, S. 147 ff.
5  Riemer, ZRP 2008, 195 (195).
6  Der Begriff „Instanzanwalt“ meint einen allgemein zugelassenen Rechtsanwalt, 

der nicht die Zulassung für zivilrechtliche Revisionsverfahren vor dem BGH hat. 
Diese Bezeichnung dient der Abgrenzung zur „BGH-Anwaltschaft“.
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selbst in Berufsrechtssachen und Strafsachen mit den Richtern auf Augenhöhe 
zu verhandeln. Daher erstaunt zunächst, dass in zivilrechtlichen Revisionsver-
fahren (noch immer) eine besondere Postulationsfähigkeit erforderlich sein 
soll. Die besondere Anwaltschaft soll jedoch der (Qualitäts-)Sicherung der 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit der Rechtspflege dienen7 und wurde ur-
sprünglich im Jahr 18798 am Reichsgericht eingeführt, da damals am obersten 
deutschen Gericht schlechte Erfahrungen mit der freien Zulassung in Revisi-
onsverfahren gemacht wurden und sich die freie Zulassung nicht bewährt 
hatte.9 Die Aufgabe der BGH-Anwaltschaft besteht  – neben der Vertretung 
der Mandanteninteressen – darin, den BGH dabei zu unterstützen „grundsätz-
liche Entscheidungen mit Leitbildfunktion zu fällen, die es den Tatsachenins-
tanzen ermöglichen, sich daran zu orientieren“.10 Dies soll insbesondere da-
durch verwirklicht werden, dass die BGH-Anwaltschaft aufgrund ihrer Spezi-
alisierung auf Revisionsverfahren die Verfahren hervorragend bearbeitet und 
zudem eine Filterfunktion ausübt.11 Eine derartige besondere Anwaltschaft 
wurde bereits für die anderen obersten Bundesgerichte gefordert.12 Kritiker 
der BGH-Anwaltschaft bemängeln, dass ein „Feld-, Wald- und Wiesenanwalt 
aus der Provinz“13, der „Anwaltspöbel“14 nicht vor dem BGH auftreten dürfe 
und der dadurch bestehende Ausschluss von Fachanwälten der Rechtspflege 
abträglich wäre.15 Die BGH-Anwaltschaft leistet aufgrund ihrer Spezialisie-
rung sicherlich hervorragende Arbeit in Revisionsverfahren.16 Demzufolge ist 
„unbestritten, dass die BGH-Anwaltschaft qualitativ hochwertige Arbeit leis-
tet und mit den speziellen Fragen des Revisionsrechts besonders vertraut 
ist“.17 Mehr wird der besonderen Anwaltschaft von Kritikern aber auch nicht 
zugestanden: „Unstreitig ist dabei (nur), dass die derzeit beim BGH zugelas-
senen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte über eine hohe Kompetenz so-
wie besondere Fähigkeiten und Fertigkeiten im revisionsrechtlichen Bereich 

7  Siehe bspw. BGH, Beschluss vom 5. Dezember 2006 – AnwZ 2/06 = NJW 2007, 
1136 (1137).

8  Siehe Nassall, JZ 2009, 1086 (1086).
9  Siehe Krämer, S. 128.
10  Vgl. 65.  DJT/Stöhr, Karl-Heinz, S. M-115. Rechtsanwalt Eike Keller war zum 

Zeitpunkt der Diskussion Rechtsanwalt beim BGH.
11  Siehe bspw. BGH, Beschluss vom 4. März 2002 – AnwZ 1/01 = NJW 2002, 1725 

(1726).
12  Siehe BMJ, Vorschläge zur Neuregelung, S. S. 29.
13  Römermann/Nirk, ZRP 2007, 207 (207).
14  Riemer, ZRP 2008, 195 (195).
15  So Kleine-Cosack, Vorbemerkung §§ 162 ff., Rn. 9.
16  Siehe dazu bspw. auch BMJ, Vorschläge zur Neuregelung, S. 23; Nirk, FS Rabe, 

S. 132.
17  Deckenbrock, ZRP 2018, 106 (108); so ähnlich auch Kreft, FS Scharf, S. 267.
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verfügen.“18 Freilich: In der Sache hat sich eine besondere BGH-Anwaltschaft 
bereits bewährt,19 da eine Mindestqualitätsgewährleistung erfolgt, indem im 
Rahmen des Wahlverfahrens völlig ungeeignete Bewerber abgelehnt werden 
(können). Denn für die besondere Zulassung zur BGH-Anwaltschaft müssen 
die Bewerber gem. §§ 164 ff. BRAO gewählt werden, wobei die Wahl zum 
einen gem. § 167 Abs. 1 BRAO von der Eignung, zum anderen gem. § 168 
Abs. 2 BRAO von einem Bedürfnis für neue BGH-Anwälte abhängt. Im Rah-
men der Wahl sind gem. § 166 Abs. 2 BRAO die örtlichen Rechtsanwalts-
kammern, die Bundesrechtsanwaltskammer, die Rechtsanwaltskammer bei 
dem Bundesgerichtshof, gem. § 165 BRAO ein Wahlausschuss, bestehend aus 
der BRAK, der RAK beim BGH sowie BGH-Richtern, und gem. § 170 BRAO 
das BMJV beteiligt. Den Rechtsschutz gegen die Ablehnung der Zulassung 
im Rahmen des Wahlverfahrens muss ein Bewerber gem. § 112a ff. BRAO 
zum Teil vor dem BGH erstreiten.

Insbesondere im Rahmen des Wahlverfahrens jedoch traten in der Praxis 
immer wieder Unstimmigkeiten auf. So hat das BMJV bei vergangenen Wahl-
gängen bspw. (alle) Bewerber, die zwar gem. § 168 Abs. 2 BRAO vom Wahl-
ausschuss benannt wurden und somit auf die Vorschlagsliste des Wahlaus-
schusses gelangten, aber vom BMJV mangels Bedarfs oder Eignung zunächst 
abgelehnt wurden und gegen ihre Ablehnung Klage erhoben, doch zur BGH-
Anwaltschaft zugelassen. „Das Ministerium hat – um eine Entscheidung des 
Senats für Anwaltssachen zu vermeiden – die klagenden Bewerber, die es zu-
mindest auf die Liste des Wahlausschusses geschafft hatten, nachträglich zu-
gelassen. Ein solcher ‚Deal‘ hinter verschlossenen Türen erschüttert das Ver-
trauen in die Rechtsstaatlichkeit des Zulassungsverfahrens in besonderem 
Maße.“20 Überspitzt formuliert wird daher geschlussfolgert: „ ‚Bedarf‘ gibt es 
nach Ansicht des BMJV also immer, wenn einer klagt und auf der Liste 
steht.“21 Plastisch werden einige Probleme des Wahl- und Auswahlverfahrens 
am Beispiel „Römermann“. Rechtsanwalt Römermann vertrat zunächst im 
Wahldurchgang 2006 einen gescheiterten Bewerber in dem Klageverfahren 
vor dem BGH. In der Folgezeit veröffentliche Römermann Beiträge in juristi-
schen Fachzeitschriften, die sich kritisch mit der BGH-Anwaltschaft ausein-
andersetzen.22 Für den Wahldurchgang im Jahr 2013 bewarb sich Römermann 
als Kandidat zur BGH-Anwaltschaft. Römermann führte im Laufe des Verfah-
rens zwei Vorstellungsgespräche mit Berichterstattern/Gutachtern sowie ein 

18  Mollnau, BB 2017, Heft 36, Umschlagteil, I.
19  Siehe dazu bspw. auch BMJ, Vorschläge zur Neuregelung, S. 23; Nirk, FS Rabe, 

S. 132.
20  Deckenbrock, ZRP 2018, 106 (109).
21  Römermann, BB 2016, 2051 (2051).
22  Siehe bspw. Römermann, ZRP 2007, 207 (207).


